
HAUPTSATZUNG

der Verbandsgemeinde Bad Marienberg

vom 19. August 2019

Der Verbandsgemeinderat hat aufgrund der §§ 24 und 25 Gemeindeord-
nung (GemO), der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der
Gemeindeordnung (GemODVO), des § 2 der Landesverordnung über die
Aufwandsentschädigung kommunaler Ehrenämter (KomAEVO) und des § 2
der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung die folgende Hauptsatzung be-
schlössen, die hiermit bekannt gemacht wird.

•i

§1

Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben äf

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde erfolgen in ei-
ner Zeitung. Der Verbandsgemeinderat entscheidet durch Beschluss, in wel-
eher Zeitung die Bekanntmachungen erfolgen. Der Beschluss ist öffentlich
bekannt zu machen.

Darüber hinaus erfolgen die öffentlichen Bekanntmachungen im Internet un-
ter der Adresse https://www.bad-marienberQ.de/bekanntmachunc3en

(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Er-
läuterungen können abweichend von Absatz 1 durch Auslegung in einem
Dienstgebäude der Verbandsgemeindeverwaltung Bad Marienberg in Bad
Marienberg zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden bekannt
gemacht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und
Raum), Frist und Zeit der Auslegung spätestens am Tage vor dem Beginn der
Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung in der Form des Absatzes 1
hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle Werktage.
Besteht an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so
ist die Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Ein-
sieht genommen werden kann.

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben
ist und hierfür keine besonderen Bestimmungen gelten, gilt Absatz 2 ent-
sprechend.

(4) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 DVO zu § 27 GemO des Ver-
bandsgemeinderates oder eines Ausschusses werden abweichend von Ab-
satz 1 in der durch den Verbandsgemeinderat durch Beschluss bestimmten
Zeitung bekannt gemacht, sofern eine rechtzeitige Bekanntmachung ge-
maß Absatz 1 nicht mehr möglich ist.
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(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Um-
stände die vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt wer-
den, so erfolgt in unaufschiebbaren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch
Aushang am Dienstgebäude derVerbandsgemeindeverwaltung.
Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung der Hindernisse in
der vorgeschriebenen Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt der Be-
kanntmachung durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist.

(6) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine on-
dere Bekanntmachungsform vorgeschrieben ist.

§ 2

Ausschüsse des Verbandsgemeinderates

(1) Der Verbandsgemeinderat bildet folgende Ausschüsse

a) Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft,
b) Ausschuss für Kultur, Jugend, Sport und Soziales,
c) Bau- und Umweltausschuss,
d) Werkausschuss

- als gemeinsamer Werkausschuss für den Eigenbetrieb „Verbandsge-
meindewerke Bad Marienberg" (Wasserversorgung und Abwasserbesei-
tungung) -

e) Rechnungsprüfungsausschuss,
f) Schulträgerausschuss.

(2) Die Ausschüsse gemäß Abs. 1a) - d) haben 9 Mitglieder und 9 Stellvertre-
ler. Abweichend hiervon bestehen der Rechnungsprüfungssausschuss aus 5
Mitgliedern und 5 Stellvertretern und der Schulträgerausschuss aus 11 Mit-
gliedern und 11 Stellvertretern.

(3) Die Mitglieder und Stellvertreter folgender Ausschüsse werden aus der
Mitte des Verbandsgemeinderates gewählt:

Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft
Rechnungsprüfungsausschuss.

(4) Die Mitglieder und Stellvertreter der übrigen Ausschüsse nach Absatz 1
können aus der Mitte des Verbandsgemeinderates und aus sonstigen wähl-
baren Bürgerinnen und Bürgern der Verbandsgemeinde gewählt werden.
Die Zahl der Ratsmitglieder beträgt mindestens 5 Mitglieder und 5 Stellvertre-
ter. Dem Werkausschuss gehören mindestens 6 Ratsmitglieder und 6 Stellver-
treter und dem Schulträgerausschuss 7 Ratsmitglieder und 7 Stellvertreter an.
Die Spezialbestimmungen des Schulgesetzes und der Eigenbetriebs- und An-
staltsverordnung bleiben unberührt.
Zum Werkausschuss treten in einem Drittel der Mitgliederzahl Vertreterinnen
und Vertreter der Beschäftigten hinzu.
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(5) Die aufgrund des Gesellschaftsvertrages vom 18.12.1992 in den Aufsichts-
rat der MarienBad GmbH zu entsendenden 5 Mitglieder (davon ist der Bür-
germeister „geborenes" Mitglied) werden aus der Mitte des Verbandsge-
meinderates bzw. aus dem Personenkreis der gewählten Beigeordneten
gewählt.

(6) Zur Unterrichtung der Ratsmitglieder erhalten die Fraktionsvorsitzenden
von Jeder Ausschusssitzung eine Niederschrift.

§ 3

Übertragung von Aufgaben des Verbandsgemeinderates auf Ausschüsse

(1) Die Übertragung der Beschlussfossung über eine bestimmte Angelegen-
heit auf einen Ausschuss erfolgt durch Beschluss des Verbandsgemeindera-
tes. Sie gilt bis zum Ende der Wahlzeit des Verbandsgemeinderates, soweit
die Beschlussfassung dem Ausschuss nicht wieder entzogen wird. Die Bes-
timmungen dieser Hauptsatzung bleiben unberührt.

(2) Dem Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft wird die Be-
schlussfassung über die folgenden Angelegenheiten übertragen:

1. Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Auf-
Wendungen oder Auszahlungen bis zu einem Betrag von 50.000,- €, so-
weit die Entscheidung hierüber nicht dem Bürgermeister übertragen ist.

2. Vergabe von Aufträgen und Arbeiten, soweit nicht die Zuständigkeit an-
derer Ausschüsse oder des Bürgermeisters gegeben ist.

3. Gewährung von Zuwendungen, soweit die Entscheidung hierüber nicht
dem Bürgermeister übertragen ist.

4. Stundung von Forderungen, soweit die Entscheidung hierüber nicht dem
Bürgermeister durch Gesetz oder diese Hauptsatzung übertragen ist.

5. Niederschlagung und Erlass von Forderungen, soweit die Entscheidung
hierüber nicht dem Bürgermeister durch Gesetz oder diese Hauptsatzung
übertragen ist.

6. Zustimmung zur Ernennung der Beamten ab dem dritten Einstiegsamt der
Verbandsgemeinde sowie Zustimmung zur Entlassung der Beamten auf
Probe ab diesem Einstiegsamt gegen deren Willen.

7. Zustimmung zur Einstellung und Eingruppierung den Beamten ab dem
dritten Einstiegsamt vergleichbaren Arbeitnehmer der Verbandsgemein-
de (ab Entgeltgruppe 9b TVöD) sowie Zustimmung zur Kündigung gegen
deren Willen.

! Bitte ergänzende Regelung zu § 3 und den Aufgaben der Ausschüsse auf Seite 11 (letzte Seite) beachten !

Administrator
Hervorheben

Administrator
Hervorheben
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8. Einleitung und Fortführung von Gerichtsverfahren sowie der Abschluss
von Vergleichen, soweit die Entscheidung hierüber nicht dem Bürger-
meister übertragen ist.

9. Die Entscheidung über die Vermittlung von Sponsoringleistungen, Spen-
den, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen gemäß § 94 Abs. 3 Satz
5 GemO ohne Wertgrenzenbeschränkung.

10.Die Annahme von Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und
ähnlichen Zuwendungen gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO bis zu einer
Wertgrenze von 15.000 € im Einzelfall.

Der Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft nimmt außerdem
die Aufgaben der obersten Dienstbehörde im Sinne des § 89 Abs. 1 Satz 1
LPersVG wahr.

(3) Soweit einem Ausschuss die Beschlussfassung über Angelegenheiten
nicht übertragen ist, hat der Ausschuss innerhalb seines Zuständigkeitsberei-
ches die Beschlüsse des Verbandsgemeinderatesvorzuberaten.

Berührt eine Angelegenheit die Zuständigkeit mehrerer Ausschüsse, wird die-
se in gemeinsamer Sitzung der beteiligten Ausschüsse behandelt. Dem
Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft obliegt die Federfüh-
rung.

Dem Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft obliegt insbeson-
dere die Vorbereitung der Beschlüsse des Verbandsgemeinderates über

1. Haushaltsplan,
2. Satzungen,
3. Flächennutzungsplanung,
4. Stellungnahmen im Rahmen der Raumordnung, Regionalplanung,

überörtlichen Entwicklungsplanungen sowie Fachplanungen und
Planfeststellungsverfahren anderer Planungsträger,

5. Klimaschutz,
6. Zukunftsinitiative und Infrastrukturmaßnahmen.

(4) Dem Bau- und Umweltausschuss wird die Beschlussfassung über folgende
Angelegenheiten übertragen:

Vergabe von Aufträgen und Arbeiten, soweit die Entscheidung hierüber
nicht dem Bürgermeister übertragen ist.

(5) Dem Werkausschuss wird die Beschlussfassung über folgende Angele-
genheiten des Eigenbetriebes übertragen:

1. Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger
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Aufwendungen oder Auszahlungen bis zu einem Betrag von 50.000 €.

2. Verfügung über das dem Eigenbetrieb dienende Verbandsge-
meindevermögen bis zu einer Wertgrenze von 10.000 €.

3. Vergabe von Aufträgen und Arbeiten im Rahmen der Wirtschafts-
Planansätze, soweit die Entscheidung hierüber nicht dem Bürger-
meister übertragen ist.

Die Bestimmungen der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung sowie sonstige
besondere gesetzliche Zuständigkeitsbestimmungen bleiben unberührt.

(6) Dem Schulträgerausschuss wird die Beschlussfassung über folgende An-
gelegenheiten übertragen:

Herstellung des Benehmens zur Bestellung von Schulleiterinnen und Schullei-
fern von Schulen in Trägerschaft der Verbandsgemeinde nach § 26 Absatz 5
Schulgesetz.

§ 4

IS"
Übertragung von Aufgaben des Verbandsgemeinderafes

auf den Bürgermeister

Auf den Bürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten
übertragen:

1. Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Auf-
Wendungen oder Auszahlungen bis zu einem Betrag von 10.000 €.

2. Vergabe von Aufträgen und Arbeiten im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel bis zu einer Wertgrenze von 20.000,- €.

3. Aufnahme von Krediten nach Maßgabe der Haushaltssatzung.

4. Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel nach Maßgabe allgemeiner Grundsätze und Richtlinien des Ver-
bandsgemeinderates.

5. Stundung von Forderungen bis zu einem Betrag von 20.000,- € im Einzel-
fall.

6. unbefristete Niederschlagung und Erlass von Forderungen bis zu einem
Betrag von 5.000 € im Einzelfall.

7. Erhebung von Vorausleistungen auf laufende Entgelte.
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8. Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln
zur Fristwahrung.

Die Zuständigkeit des Bürgermeisters für die laufende Verwaltung gemäß § 47
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 GemO bleibt unberührt.

Die den Eigenbetrieb betreffenden Zuständigkeitsbestimmungen gemäß der
Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung und sonstige besondere gesetzliche
Zuständigkeitsbestimmungen bleiben unberührt.

§ 5

Beigeordnete

Die Verbandsgemeinde hat bis zu 3 Beigeordnete.

§ 6

Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Verbandsgemeinderates

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen oder sonstigen persön-
lichen Aufwendungen erhalten die Verbandsgemeinderatsmitglieder für die
Teilnahme an Sitzungen des Verbandsgemeinderates eine Aufwandsent-
Schädigung nach Maßgabe des Absatzes 3. Darüber hinaus erhalten die
Fraktionen eine Aufwandsentschädigung für ihre Arbeit nach Maßgabe des
Absatzes 6. Die Aufwandsentschädigung ist vierteljährlich nachträglich und
längstens bis Ende des Monats zu zahlen, in dem das Mandat erlischt.

(2) Für die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen, die der Vorbereitung von
Verbandsgemeinderatssitzungen dienen, erhalten die Verbandsgemeinde-
ratsmitglieder eine Entschädigung nach Maßgabe des Absatzes 3.

(3) Die Aufwandsentschädigung wird in Form eines monatlichen Grundbe-
träges und eines Sitzungsgeldes gewährt. Der monatliche Grundbetrag be-
trägt 20 €; bei Ratsmitgliedern, die ihre Teilnahme am Ratsinformationssystem
erklärt haben, erhöht sich der monatliche Grundbetrag um 10 €. Das Sit-
zungsgeld beträgt für die Teilnahme an einer Sitzung des Verbandsgemein-
derates 15,- €. Für die Teilnahme von Ratsmitgliedern an Fraktionssitzungen
wird ein Sitzungsgeld in gleicher Höhe gezahlt.

(4) Neben der Entschädigung nach Absatz 3 wird nachgewiesener Lohnaus-
fall in voller Höhe ersetzt; er umfasst bei Arbeitnehmern auch die entgange-
nen tariflichen und freiwilligen Arbeitgeberleistungen sowie den Arbeitge-
beranteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen. Selbstständig tä-
tige Personen erhalten auf Antrag Verdienstausfall in Höhe eines Durch-
schnittssatzes von 15,- € je Sitzung. Personen, die einen Lohn- oder Ver-
dienstausfall nicht geltend machen können, denen aber im häuslichen Be-
reich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen ver-
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säumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen wer-
den kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich in Höhe von 15,- € je Sitzung.

(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Verbandsgemeinde-
ratsmitglieder für die Teilnahme an Rats- und Ausschusssitzungen und für
Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Landesrei-
sekostengesetzes. Soweit eigene Fahrzeuge benutzt werden, wird eine Kilometer-
entschädigung in Höhe des Satzes nach § 1 Abs. 1 Satz 1 der Landesverordnung zu
§ 6 Landesreisekostengesetz gezahlt.

(6) Die Aufwandsentschädigung für die Fraktionen wird in Form eines jährli-
chen Betrages gewährt. Der Betrag pro Kalenderjahr bestimmt sich nach
der Zahl der Ratsmitglieder, die der jeweiligen Fraktion angehören. Der Jah-
resbetrag pro Ratsmitglieder beträgt 80 €.

(7) Sofern nach gesetzlichen Bestimmungen die Entrichtung von Abzugsbe-
trägen geboten ist, werden diese Beträge von der Verbandsgemeinde ge-
tragen. Die Abzugsbeträge werden auf die Aufwandsentschädigung nicht
angerechnet.

§ 7

is: Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Verbandsgemeinderates erhalten eine
Entschädigung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 15,- €. Bei Mitglie-
dem, die nicht Ratsmitglied sind, wird zusätzlich ein monatlicher Grundbe-
trag von 10 € gezahlt, wenn der Ausschuss die Nutzung des Ratsinformations-
systems beschlossen hat und das Ausschussmitglied seine Teilnahme am
Ratsinformationssystem erklärt hat.

(2) Die Mitglieder sonstiger Ausschüsse und Beiräte des Verbandsgemeinde-
rates erhalten eine Entschädigung nach Abs. 1, soweit durch Rechtsvor-
schrift nichts anderes bestimmt ist.

(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 6 Abs. 4, 5 und 7 entspre-
chend.

9i

§ 8

Aufwandsentschädigung der Beigeordneten •"a

(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung des
Bürgermeisters eine Aufwandsentschädigung in Höhe der Aufwandsent-
Schädigung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 KomAEVO zuzüglich 30 v.H. gemäß § 13
Abs. 1 SatzSKomAEVO.
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Erfolgt die Vertretung des Bürgermeisters nicht für die Dauer eines vollen
Monats, so beträgt sie für jeden Tag der Vertretung 1/30 des Monatsbetra-
ges gemäß Satz 1. Erfolgt die Vertretung während eines kürzeren Zeitraumes
als einen vollen Tag, so beträgt die Aufwandsentschädigung die Hälfte des
Tagessatzes nach Satz 2.

(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, die Mitglied des Verbandsgemeinderates
sind und denen keine Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 gewährt wird,
erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Verbandsgemeinderates,
der Ausschüsse, der Fraktionen und der Besprechungen mit dem Bürgermeister ( §
50 Abs. 7 GemO ) und den Ortsbürgermeistern ( § 69 Abs. 4 GemO ) die für Ver-
bandsgemeinderatsmitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung gemäß § 6
Abs. 3.

(3) Ehrenamtliche Beigeordnete, die nicht Verbandsgemeinderatsmitglied
sind und denen keine Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 gewährt wird,
erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Verbandsgemeinderates,
der Ausschüsse, der Fraktionen und der Besprechungen mit dem Bürgermeis-
ter ( § 50 Abs. 7 GemO ) und den Ortsbürgermeistern ( § 69 Abs. 4 GemO )
die für Verbandsgemeinderatsmitglieder festgesetzte Aufwandsentschädi-
gung gemäß § 6 Abs. 3.

(4) Dem ehrenamtlichen Beigeordneten, der den Bürgermeister vertritt, wer-
den während der Dauer der Vertretung des Bürgermeisters die Fahrtkosten
für Fahrten zwischen Wohnort und Dienstort erstattet.

(5) § 6 Abs. 4, 5 und 7 gelten entsprechend.

§ 9

Aufwandsentschädigung für Feuerwehrangehörige

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen per-
sönlichen Aufwendungen erhalten die Feuerwehrangehörigen eine Ent-
Schädigung nach Maßgabe der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung und
der Abs. 2 bis 5.

(2) Eine Aufwandsentschädigung erhalten

der Wehrleiter und sein ständiger Vertreter,
die Wehrführer,

die Jugendfeuerwehrwarte und die Leiter von Vorbereitungsgruppen für
die Jugendfeuerwehr,

die Gerätewarte,

die Führer mit Aufgaben, die mit denen des Wehrführers vergleichbar
sind,

die Feuerwehrangehörigen für die Bedienung, Wartung und Pflege der
Informations- und Kommunikationsmittel,
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der Beauftragte für die zentrale Kleiderkammer sowie
der VG-Jugendfeuerwehrwart

(3) Die Aufwandsentschädigung wird in Form eines monatlichen Pauschbe-
träges gewährt. Daneben werden die in § 5 der Feuerwehr-Entschädigungs-
Verordnung genannten Aufwendungen besonders erstattet.

(4) Die monatliche Aufwandsentschädigung beträgt für

a) den Wehrleiter 382,25 €
zuzügl. 14 Wehren x 7,23 € 101,25€

b) den stellvertretenden Wehrleiter 134,50 €
c) den Wehrführer der FF Bad Marienberg 134,50 €
d) die Wehrführer der FF Neunkhausen und Nistertal je 98,25 €
e) die Wehrführer der FF Hof, Langenboch b. K., Norken Je 77,50 €

und Unnau

f) die Wehrführer der übrigen Wehren je 51,75 €
g) die Jugendfeuerwehrwarte und die Leiter von je 34,50 €

Vorbereitungsgruppen für die Jugendfeuerwehr
h) die Gerätewarte der FF Bad Marienberg je 124,00 €
i) die Gerätewart der FF Nistertal 98,25 €
j) den Gerätewarte der FF Neunkhausen 98,25 €
k) die Gerätewarte der FF Hof, Langenbach b. K., je 51,75 €

Norken und Unnau

I) die Gerätewarte der übrigen Wehren je 31,00 €
m) die Atemschutzgerätewarte je 72,50 €

der FF Bad Marienberg (3 Personen)
n) die übrigen Atemschutzgerätewarte Je 51,75 €
o) Feuer^/ehrangehörige für Bedienung, Wartung je 51,75 €

und Pflege der Informations- und Kommuni-
kationsmittel ( 3 Personen )

p) Gefahrstoffgerätewart 51,75 €
q) Gerätewart zentrale Pumpenwerkstatt 51,75 €
r) Beauftragter für die zentrale Kleiderkammer 51,75 €
s) VG-Jugendfeuerwehrwart 34,50 €

(5) Werden die Sätze der §§ 10, 11 der Feuerwehr-
Entschädigungsverordnung geändert, ändert sich die Aufwandsentschädi-
gung vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungsverordnung an ent-
sprechend. Der sich hierbei ergebende neue Gesamtbetrag ist auf volle
0,25 € aufzurunden.

(6) Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige haben Anspruch auf Zahlung einer
Aufwandsentschädigung, wenn sie zu Einsätzen herangezogen werden, bei
denen aufgrund des § 36 LBKG Kostenersatz geleistet worden ist. Die Auf-
wandsentschädigung ergibt sich aus dem Produkt des maßgebenden Stun-
densatzes und der tatsächlichen Stundenzahl, zu der der Feuerwehrangehö
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rige für den Einsatz gemäß Satz 1 herangezogen wurde. Der Stundensotz be-
trägt 8,- €.

(7) Sofern nach den gesetzlichen Bestimmungen die Entrichtung von Ab-
zugsbeträgen geboten ist, werden diese von der Verbandsgemeinde ge-
tragen. Die Abzugsbeträge werden auf die Aufwandsentschädigung nicht
angerechnet.

§ 10
Inkrafttreten

(1) Die Hauptsatzung tritt zum 01.09.2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 07.07.2014, zuletzt geändert durch
Satzung vom 13.06.2017 außer Kraft.

Bac/Mj^rienberg, 19. August 2019

t

Andreas Heidrich

Bürgermeister
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Sitzung des Verbandsgemeinderates Bad Marienberg vom 19.08.2019  - öffentlicher Teil -  

 

 
Tagesordnungspunkt 6.1:  
Nähere Regelungen über die Zahl, die Aufgaben und Bezeichnung der 
Ausschüsse sowie deren Mitgliederzahl und der Zahl der sonstigen 
wählbaren Bürger 
Drucksachen-Nr. VG/2019/002 
 
Gemäß § 32 Abs. 1 Gemeindeordnung i.V.m. § 3 Abs. 1 der Hauptsatzung obliegt es 
dem Verbandsgemeinderat, bestimmte Angelegenheiten einzeln oder allgemein 
einem Ausschuss zur Entscheidung zu übertragen, soweit § 32 Abs. 2 GemO dem 
nicht entgegensteht. 
 
Diese Regelungspraxis, der man sich in allen bisherigen Legislaturperioden bediente, 
hat sich bewährt. Dem Verbandsgemeinderat wird daher die Übertragung folgender 
Beschlusszuständigkeiten auf Ausschüsse vorgeschlagen: 
 

a) Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft 

 

Genehmigung von Aufwendungen oder Auszahlungen sowie Auftragsvergaben 
im Rahmen der Haushaltsansätze bis zu einem Betrag von 150.000,-- €, soweit 
nicht die Zuständigkeit anderer Ausschüsse gegeben und die Entscheidung 
hierüber nicht dem Bürgermeister vorbehalten ist. 
Im Zuständigkeitsbereich des Bau- und Umweltausschusses entscheidet der 
Haupt- und Finanzausschuss, Klimaschutz und Zukunft ab einer Grenze von 
60.000,-- € bis 150.000,-- € im Benehmen mit dem Bau- und 
Umweltausschuss. 
 

b) Bau- und Umweltausschuss 
 
Vergabe von Bauaufträgen im Rahmen der Haushaltsansätze bis zu einem 
Betrag von 60.000,-- €, sofern die Entscheidung hierüber nicht dem 
Bürgermeister vorbehalten ist.  
 
 

Die den Eigenbetrieb betreffenden Zuständigkeitsbestimmungen gemäß § 3 Abs. 5 
der Hauptsatzung und der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung bleiben von der 
vorstehenden Aufgabenübertragung unberührt. 
 
Die Zuständigkeit des Bürgermeisters für die laufende Verwaltung gemäß § 47 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 GemO sowie §§ 3 und 4 der Hauptsatzung bleiben von den 
vorstehenden Aufgabenübertragungen unberührt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 31 dafür, 0 dagegen, 0 Enthaltung 
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